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Fromm fordert völkerrechtswidrige Praxis 
Der Präsident des „Bundesamts für Verfassungsschutz“, Heinz Fromm, hat am 
Sonntag in einem Interview mit dem Deutschlandfunk gefordert, im „Anti-
Terrorkampf“ auch durch Folter erpresste Informationen zu nutzen. Damit begibt er 
sich in direkten Widerspruch zur Position von Menschenrechtsorganisation, wie sie 
zuletzt in einem Positionspapier des „Forum Menschenrechte“ formuliert wurde. In 
diesem Papier vom 26. Juni diesen Jahres wird eindeutig festgestellt: die 
Verwendung von erfolterten Informationen oder das Verhör von Personen, die unter 
Folter stehen, ist selbst eine Verletzung des absoluten Folterverbots. Dazu erklärt 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag: 
 
Nachdem bereits Innenminister Schäuble auf der Nutzung von durch Folter 
gewonnen Informationen bestanden hatte, wagt nun Verfassungsschutzpräsident 
Fromm den nächsten Vorstoß. Beide verlassen damit den Rahmen des Völkerrechts. 
Der UN-Antifolterkonvention zufolge dürfen solche erfolterten Informationen nicht 
verwandt werden, denn dadurch wird die Folter positiv sanktioniert. Folterstaaten 
werden in ihrem Tun ermutigt. Dem weltweiten Kampf gegen die Folter wird so ein 
Bärendienst erwiesen. 
 
Es ist beschämend, dass die obersten Verfassungsschützer immer wieder darauf 
hingewiesen werden müssen: Artikel 1 unseres Grundgesetzes stellt die Würde des 
Menschen unter absoluten staatlichen Schutz. Dieser Schutz der Menschenwürde 
und des Einzelnen darf nicht gegen den Schutz der Allgemeinheit abgewogen 
werden. Das hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zum 
Luftsicherheitsgesetz klargestellt. In einem Rechtsstaat, der den Namen verdiente,  
ist nicht gestattet, was Schäuble und Fromm fordern: das Leben der einen gegen das 
Leben der anderen abzuwägen. Mit ihren Äußerungen beschädigen sie fahrlässig 
den hohen Stellenwert, den die Menschenrechte in der Öffentlichkeit genießen. Ich 
fordere beide auf, diese Stimmungsmache gegen den staatlichen Schutz der 
Menschenwürde endlich einzustellen.  


